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Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von 

Amerika 

- Drucksache 1843 - 


A. Bericht des Abgeordneten Kalbitzer: 

Am 29. Oktober 1954 Unterzeichneten der Bundes- 
kanzler und die USA-Außenminister diesen Vertrag, 
der anschließend im „B^üetin“ von der Verwaltung 
ausführlich kommentiert wurde. Wo der Vertrags- 
entwurf bis zur Weiterleitung an das Parlament 
geruht hat, ist im Ausschuß nicht festgestellt 
worden. 

Einige Hinweise erscheinen für die Beurteilung 
des Entwurfs wesentlich: 

Der Vertrag sieht gleiche Behandlung der Bürger 
beider Länder im befreundeten Land vor, wie sie 
Inländern zusteht, oder mindestens die günstigste 
Behandlung, die anderen Ausländern auch zusteht. 
Da aber die Gesetze beider Länder verschieden sind, 
bedeutet Art. 11 im Reiseverkehr eine großzügigere 
Behandlung amerikanischer Bürger in der Bundes- 
republik als umgekehrt, weil die amerikanischen 
Einreisegesetze strenger sind. Aber die Deutschen 
werden so gut behandelt, wie es bei Ausländern nach 
der amerikanischen Gesetzgebung überhaupt nur 
möglich ist. Diese faktisch ungleiche Behandlung 
ist besonders bedauerlich für die deutschen Seeleute, 
die ungünstiger behandelt werden als ihre ameri- 
kanischen Kollegen. 

Die Regelung des deutschen Eigentums, das im 
Kriege beschlagnahmt wurde, ist in diesem Vertrag 
unterblieben. Hierüber wird gesondert verhandelt. 


Aber es entspricht dem Geist dieses Vertrages, daß 
das Privateigentum der Bürger beider Länder ge- 
schützt ist und nicht politischen Zugriffen unter- 
liegen soll. 

Art. VIII Abs. 2 sieht vor, daß kein Recht auf 
politische Betätigung der Bürger beider Länder im 
anderen Land gegeben ist. 

Art. X Abs. 2 sieht den Austausch wissenschaft- 
licher und technischer Zusammenarbeit in beiden 
Ländern vor. 

Art. XVII sieht ausdrücklich das Recht auf Ein- 
schränkung des wirtschaftlichen Einflusses von 
Monopolbetrieben im befreundeten Land vor. 

Art. XVIII sieht ein gemeinsames Vorgehen bei- 
der Regierungen gegenüber internationalen Kar- 
tellabreden vor. 

Da der vorliegende Vertragsentwurf geeignet ist, 
die Beziehungen zwischen beiden Ländern weiter 
zu verbessern, und sie auf eine vertragsmäßige 
Grundlage stellt, beschloß der Ausschuß einstim- 
mig, dem Plenum die Annahme zu empfehlen. 

Bonn, den 7. März 1956 

Kalbitzer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1843 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 7. März 1956 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen 
Margulies Kalbitzer 

. Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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